
 

 

Allgemeine Geschäftsbedingungen für Anzeigen und 

Fremdbeilagen der BPV Medien Vertrieb GmbH & Co. KG 

 

1. „Anzeigenauftrag” im Sinne der nachfolgenden Allgemeinen Geschäftsbedingungen ist der Vertrag 

zwischen dem Verlag und dem Auftraggeber über die Veröffentlichung einer oder mehrerer Anzeigen 

eines Werbungtreibenden in einer Druckschrift zum Zwecke der Verbreitung. "Abschluss" ist ein Vertrag 

über die Veröffentlichung mehrerer Anzeigen unter Beachtung der dem Auftraggeber gemäß Preisliste zu 

gewährenden Rabatte, wobei die jeweiligen Veröffentlichungen auf Abruf des Auftraggebers erfolgen. 

 

2. Anzeigenaufträge sind im Zweifel innerhalb eines Jahres nach Vertragsabschluss abzuwickeln. Ist im 

Rahmen eines Abschlusses das Recht zum Abruf einzelner Anzeigen eingeräumt, so ist der Auftrag 

innerhalb eines Jahres seit Erscheinen der ersten Anzeige abzuwickeln, sofern die erste Anzeige 

innerhalb der in Satz 1 genannten Frist abgerufen und veröffentlicht wird. 

 

3. Bei Abschlüssen ist der Auftraggeber berechtigt, innerhalb der vereinbarten bzw. der in Ziff. 2 

genannten Frist auch über die im Abschluss genannte Anzeigenmenge hinaus weitere Anzeigen 

abzurufen. 

 

4. Wird ein Auftrag aus Umständen nicht erfüllt, die der Verlag nicht zu vertreten hat, so hat der 

Auftraggeber, unbeschadet etwaiger weiterer Rechtspflichten, den Unterschied zwischen dem gewährten 

und dem der tatsächlichen Abnahme entsprechenden Nachlass dem Verlag zu erstatten. Die Erstattung 

entfällt, wenn die Nichterfüllung auf höhere Gewalt im Risikobereich des Verlages beruht. 

 

5. Für die Aufnahme von Anzeigen in bestimmten Nummern, bestimmten Ausgaben oder an bestimmten 

Plätzen der Druckschrift wird keine Gewähr geleistet, es sei denn, dass der Auftraggeber die Gültigkeit 

des Vertrages ausdrücklich davon abhängig gemacht hat. Bei rubrizierten Anzeigen gewährleistet der 

Verlag den Abdruck in der jeweiligen Rubrik, ohne dass dies der ausdrücklichen Vereinbarung bedarf. 

 

6. Anzeigen, die aufgrund ihrer redaktionellen Gestaltung nicht als Anzeige erkennbar sind, werden als 

solche vom Verlag mit dem Wort „Anzeige” deutlich kenntlich gemacht. 

 

7. Der Verlag behält sich vor, Anzeigenaufträge – auch einzelne Abrufe im Rahmen eines Abschlusses – 

und Beilagenaufträge wegen des Inhalts, der Herkunft oder der technischen Form, nach einheitlichen 

Grundsätzen des Verlages, abzulehnen, und zwar auch dann, wenn der Auftrag bei Geschäftsstellen, 

Annahmestellen oder Vertretern aufgegeben worden ist. Der Verlag hat ferner das Recht, auch bereits 

rechtsverbindlich bestätigte Aufträge zurückzuweisen, wenn deren Inhalt gegen Gesetz, behördliche 

Bestimmungen oder die guten Sitten verstößt. Beilagenaufträge sind für den Verlag erst nach Vorlage 

eines Musters einer Beilage und deren Billigung bindend. Beilagen, die durch Format und Aufmachung 

beim Leser den Eindruck eines Bestandteils der Zeitung oder Zeitschrift erwecken oder Fremdanzeigen 

enthalten, werden nicht angenommen. Die Ablehnung eines Auftrags wird dem Auftraggeber unverzüglich 

mitgeteilt. 

 

8. Druckunterlagen sind ausschließlich in digitaler Form anzuliefern. Für die rechtzeitige Lieferung des 

Anzeigentextes, einwandfreier Druckunterlagen oder Beilagen ist der Auftraggeber verantwortlich. Für 

erkennbar ungeeignete oder beschädigte Druckunterlagen fordert der Verlag unverzüglich Ersatz an. Der 

Verlag gewährleistet die für den belegten Titel übliche Druckqualität im Rahmen der durch die 

Druckunterlagen gegebenen Möglichkeiten. 

 



 

 

9. Der Auftraggeber hat bei ganz oder teilweise unleserlichem, unrichtigem oder unvollständigem Abdruck 

der Anzeige Anspruch auf Zahlungsminderung oder eine einwandfreie Ersatzanzeige, aber nur in dem 

Ausmaß, in dem der Zweck der Anzeige beeinträchtigt wurde. Der Verlag hat das Recht, eine 

Ersatzanzeige bzw. Ersatzveröffentlichung zu verweigern, wenn diese einen Aufwand erfordert, der unter 

Beachtung des Inhalts des Schuldverhältnisses und der Gebote von Treu und Glauben in einem groben 

Missverhältnis zu dem Leistungsinteresse des Auftraggebers steht oder diese für den Verlag nur mit 

unverhältnismäßigen Kosten möglich wäre. Lässt der Verlag eine ihm für die Ersatzanzeige oder die 

Veröffentlichung des anderen Werbemittels gesetzte angemessene Frist verstreichen oder ist die 

Ersatzanzeige/Ersatzveröffentlichung erneut nicht einwandfrei, so hat der Auftraggeber ein Recht auf 

Zahlungsminderung oder Rückgängigmachung des Auftrags. Bei unwesentlichen Mängeln der Anzeige 

oder der Veröffentlichung des anderen Werbemittels ist die Rückgängigmachung des Auftrags 

ausgeschlossen. Reklamationen müssen innerhalb von vier Wochen nach Eingang der Rechnung 

geltend gemacht werden. Bei nicht offensichtlichen Mängeln müssen Reklamationen binnen eines Jahres 

ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn geltend gemacht werden. Schadensersatzansprüche aus 

positiver Forderungsverletzung, Verschulden bei Vertragsabschluss und unerlaubter Handlung sind – 

auch bei telefonischer Auftragserteilung – ausgeschlossen. Schadensersatzansprüche aus Unmöglichkeit 

der Lieferung und Verzug sind beschränkt auf Ersatz des vorhersehbaren Schadens und auf das für die 

betreffende Anzeige zu zahlende Entgelt. Dies gilt nicht für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit des 

Verlages, seiner gesetzlichen Vertreter und seiner Erfüllungsgehilfen. Eine Haftung des Verlags für 

Schäden wegen des Fehlens zugesicherter Eigenschaften bleibt unberührt. Im kaufmännischen 

Geschäftsverkehr haftet der Verlag darüber hinaus auch nicht für grobe Fahrlässigkeit von 

Erfüllungsgehilfen; in den übrigen Fällen ist gegenüber Kaufleuten die Haftung für grobe Fahrlässigkeit 

dem Umfang nach auf den voraussehbaren Schaden bis zur Höhe des betreffenden Anzeigenentgelts 

beschränkt. Die Haftung nach dem Produkthaftungsgesetz bleibt unberührt. Alle gegen den Verlag 

gerichteten Ansprüche aus vertraglicher Pflichtverletzung verjähren in einem Jahr ab dem gesetzlichen 

Verjährungsbeginn, sofern sie nicht auf vorsätzlichem Verhalten beruhen. 

 

10. Schadenersatzansprüche aus Unmöglichkeit der Leistung, aus Verzug, aus positiver 

Forderungsverletzung, aus Verschulden beim Vertragsabschluss und aus unerlaubter Handlung sind in 

jedem Fall ausgeschlossen, es sei denn, sie beruhen auf Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit des Verlages 

oder einer seiner leitenden Angestellten. Eine weitergehende Haftung ist ausgeschlossen. Reklamationen 

müssen innerhalb vier Wochen nach Eingang von Rechnung und Beleg geltend gemacht werden. Für 

später eingehende Reklamationen ist jede Haftung des Verlages ausgeschlossen. Für Fehler jeder Art 

aus telefonischer Übermittlung übernimmt der Verlag keine Haftung. 

 

11. Sind keine besonderen Größenvorschriften gegeben, so wird die nach Art der Anzeige übliche, 

tatsächliche Abdruckhöhe der Berechnung zugrunde gelegt. 

 

12. Falls der Auftraggeber nicht Vorauszahlung leistet, wird die Rechnung zum 1. des Monats erstellt, in 

dem die Anzeige erscheint. Belege werden sofort, möglichst aber vierzehn Tage nach Veröffentlichung 

der Anzeige übersandt. Die Rechnung ist innerhalb der aus der Preisliste ersichtlichen, vom Empfang der 

Rechnung an laufenden Frist zu bezahlen, sofern nicht im einzelnen Fall eine andere Zahlungsfrist oder 

Vorauszahlung vereinbart ist. Etwaige Nachlässe für die vorzeitige Zahlung werden nach der Preisliste 

gewährt. 

 

13. Bei Zahlungsverzug oder Stundung werden Verzugszinsen mit 9 Prozentpunkten über dem 

Basiszinssatz sowie die Einziehungskosten berechnet. Der Verlag kann bei Zahlungsverzug die weitere 

Ausführung des laufenden Auftrags bis zur Bezahlung zurückstellen und für die restlichen Anzeigen 

Vorauszahlung verlangen. Bei gerichtlichen Vergleichen im Rahmen der Zwangsvollstreckung entfällt 

jeglicher Nachlass. Bei Vorliegen begründeter Zweifel an der Zahlungsfähigkeit des Auftraggebers ist der 

Verlag berechtigt, auch während der Laufzeit eines Anzeigenabschlusses das Erscheinen weiterer 



 

 

Anzeigen ohne Rücksicht auf ein ursprünglich vereinbartes Zahlungsziel vom Ausgleich offenstehender 

Rechnungsbeträge abhängig zu machen. 

 

14. Der Verlag liefert mit der Rechnung auf Wunsch einen Anzeigenbeleg, in der Regel als vollständiges 

Belegheft. Kann ein Beleg nicht mehr beschafft werden, so tritt an seine Stelle eine rechtsverbindliche 

Bescheinigung des Verlages über die Veröffentlichung und Verbreitung der Anzeige zusammen mit 

einem digitalen Seitenbeleg. 

 

15. Kosten für die Anfertigung bestellter Druckvorlagen sowie für vom Auftraggeber gewünschte oder zu 

vertretende erhebliche Änderungen ursprünglich vereinbarter Ausführungen hat der Auftraggeber zu 

tragen. 

 

16. Aus einer Auflagenminderung kann ein Anspruch auf Preisminderung hergeleitet werden, wenn im 

Gesamtdurchschnitt des mit der ersten Anzeige beginnenden Insertionsjahres, die in der Preisliste oder 

auf andere Weise zugesicherte durchschnittliche Auflage, oder – wenn eine Auflage nicht zugesichert ist 

– die durchschnittlich verkaufte (gegebenenfalls die durchschnittlich tatsächlich verbreitete) Auflage des 

vergangenen Kalenderjahres unterschritten wird. Eine Auflagenminderung ist nur dann ein zu 

Preisminderung berechtigender Mangel, wenn sie 

bei einer Auflage bis zu 50.000 Exemplare 20 v. H., 

bei einer Auflage bis zu 100.000 Exemplare  15 v. H., 

bei einer Auflage bis zu 500.000 Exemplare  10 v. H.,  

bei einer Auflage über 500.000 Exemplare       5 v. H. 

beträgt. Darüber hinaus sind etwaige Preisminderungs- und Schadenersatzansprüche ausgeschlossen, 

wenn der Verlag dem Auftraggeber von dem Absinken der Auflage so rechtzeitig Kenntnis gegeben hat, 

dass dieser vor Erscheinen der Anzeige vom Vertrag zurücktreten konnte. Ein Anspruch auf 

Rückvergütung ist innerhalb eines halben Jahres nach Ablauf des Insertionsjahres geltend zu machen. 

Voraussetzung für einen Anspruch auf Preisminderung ist ein rabattfähiger Abschluss auf Basis der 

Mengenstaffel und für mindestens drei Ausgaben. Grundlage für die Berechnung der Preisminderung ist 

der Auftrag pro Unternehmen, soweit nicht bei der Auftragserteilung eine Abrechnung nach Marken, die 

bei der Auftragserteilung zu definieren sind, vereinbart wurde. Die Rückvergütung erfolgt auf Basis des 

Kundennettos unter Berücksichtigung der bereits gewährten Agenturvergütung als Naturalgutschrift oder, 

wenn dies nicht mehr möglich ist, als Entgelt. Die Höhe der Rückvergütung ergibt sich aus dem Umfang 

der saldierten Auflagenunterschreitung außerhalb der Schwankungsbreite. Ein Anspruch auf 

Rückvergütung besteht nur, wenn die Rückvergütungssumme mindestens EUR 2.500,00 beträgt. 

 

17. Die Pflicht zur Aufbewahrung von Druckunterlagen endet drei Monate nach Erscheinen der jeweiligen 

Anzeige, sofern nicht ausdrücklich eine andere Vereinbarung getroffen worden ist. 

 

18. Der Auftraggeber gewährleistet, dass er alle zur Schaltung der Anzeige erforderlichen Rechte besitzt. 

Der Auftraggeber trägt allein die Verantwortung für den Inhalt und die rechtliche Zulässigkeit und die 

Übermittlung der für die Insertion zur Verfügung gestellten Text- und Bildunterlagen sowie der 

zugelieferten Werbemittel. Er stellt den Verlag im Rahmen des Auftrags von allen Ansprüchen Dritter frei, 

die wegen der Verletzung gesetzlicher Bestimmungen entstehen können. Ferner wird der Verlag von den 

Kosten zur notwendigen Rechtsverteidigung freigestellt. Der Auftraggeber ist verpflichtet, den Verlag nach 

Treu und Glauben mit Informationen und Unterlagen bei der Rechtsverteidigung gegenüber Dritten zu 

unterstützen. Der Auftraggeber räumt dem Verlag die für die zweckgemäße Nutzung der Anzeigen 

erforderlichen urheberrechtlichen Nutzungs-, Leistungsschutz- und sonstigen Rechte ein, insbesondere 

die jeweils erforderlichen Rechte zur Vervielfältigung, Verbreitung, Übertragung, Bearbeitung, zu 

öffentlichem Zugänglichmachen, Einstellen in einer Datenbank, Entnahme aus einer Datenbank und 



 

 

Bereithalten zum Abruf, und zwar zeitlich, räumlich und inhaltlich in dem für die Durchführung des 

Auftrags notwendigen Umfang. 

 

19. Erfüllungsort für die Leistung des Verlages und die Zahlung des Auftraggebers ist ausschließlich 

der Sitz des Verlages. Ist der Auftraggeber Kaufmann, eine juristische Person des öffentlichen Rechts 

oder ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen, so ist Gerichtsstand ebenfalls der Sitz des Verlages. 

Im Übrigen ist der Sitz des Verlages Gerichtsstand für den Fall, dass der Auftraggeber nach 

Vertragsabschluss seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort aus dem Gebiet der 

Bundesrepublik Deutschland verlegt, oder sein Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthaltsort zum 

Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt ist, oder der Verlag Ansprüche im Wege des 

Mahnverfahrens geltend macht. 

 

Zusätzliche Geschäftsbedingungen des Verlages 

a) Die Werbungsmittler und Werbeagenturen sind verpflichtet, sich in ihren Angeboten, Verträgen und 

Abrechnungen mit den Werbungtreibenden an die Preisliste des Verlages zu halten. Die vom Verlag 

gewährte Mittlungsvergütung darf an die Auftraggeber weder ganz noch teilweise weitergegeben werden. 

b) Die allgemeinen und die zusätzlichen Geschäftsbedingungen des Verlages gelten sinngemäß auch für 

Aufträge über Beikleber, Beihefter oder technische Sonderausführungen. Jeder Auftrag wird erst nach 

schriftlicher Bestätigung durch den Verlag (E-Mail oder Telefax reicht aus) rechtsverbindlich.  

c) Wird die Anzeigenpreisliste geändert, so treten die neuen Bedingungen auch bei laufenden 

Anzeigenaufträgen sofort in Kraft. 

d) Wird für konzernverbundene Unternehmen eine gemeinsame Rabattierung beansprucht, ist der 

schriftliche Nachweis des Konzernstatus des Werbungtreibenden erforderlich. Konzernverbundene 

Unternehmen im Sinne dieser Bestimmung sind Unternehmen, zwischen denen eine kapitalmäßige 

Beteiligung von mindestens 50 Prozent besteht. 

e) Der Auftraggeber trägt allein die Verantwortung für den Inhalt und die rechtliche Zulässigkeit der für die  

Insertion zur Verfügung gestellten Text- und Bildunterlagen. Dem Auftraggeber obliegt es, den Verlag von 

Ansprüchen Dritter freizustellen, die diesen aus der Ausführung des Auftrags, auch wenn er storniert sein 

sollte, gegen den Verlag erwachsen. Der Verlag ist nicht verpflichtet, Aufträge und Anzeigen daraufhin zu 

prüfen, ob durch sie Rechte Dritter beeinträchtigt werden. Erscheinen stornierte Anzeigen, so stehen dem 

Auftraggeber etwaige Ansprüche daraus nur im Rahmen der vorstehend abgedruckten Ziffer 10 der 

Allgemeinen Geschäftsbedingungen zu. 

f) Bei Betriebsstörungen oder Eingriffen durch höhere Gewalt (z.B. Arbeitskämpfe, Beschlagnahme und 

dgl.) hat der Verlag Anspruch auf volle Bezahlung der veröffentlichten Anzeigen, wenn die Aufträge mit 

80% der garantierten verkauften Auflage erfüllt sind. Geringere Leistungen sind nach dem Tausender-

Seitenpreis gemäß der im Tarif genannten garantierten verkauften Auflage zu bezahlen. 

g) Die Übersendung von mehr als zwei Farbvorlagen, die nicht termingerechte Lieferung der 

Druckunterlagen und der Wunsch nach einer von der Vorlage abweichenden Druckwiedergabe können 

Auswirkungen auf Platzierung und Druckqualität verursachen. Etwaige Ansprüche hieraus können 

lediglich im Rahmen der vorstehend abgedruckten Ziffer 9 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen 

geltend gemacht werden. Der Verlag muss sich die Berechnung entstehender Mehrkosten vorbehalten. 
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